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Kriminalprävention; Maßnahmen zur Stärkung der 
Sicherheit im öffentlichen Raum (Videoüberwachung) 

Informationsvorlage 
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Zusammenfassung der Information:  

Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Information zur Kenntnis. 
 

Finanzielle Auswirkungen:   

Bezeichnung: Betrag: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

Werden noch ermittelt  

  

Einnahmen:  

keine  

  

Finanzierung:  

keine  

  

 
 
 

Zusammenfassung der Begründung:   

Aufgrund von Verhandlungen mit dem Polizeipräsidium Mannheim und der 
Sicherheitspartnerschaft mit dem Innenministerium Baden-Württemberg kann eine 
Beobachtung der Kriminalitätsschwerpunkte durch die Polizei stattfinden, wenn die Stadt 
Heidelberg die gleichen technischen Voraussetzungen wie die Stadt Mannheim schafft. 
Der Haupt- und Finanzausschuss wird über den aktuellen Kenntnisstand informiert. 
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Begründung:  

Der Bismarckplatz und der Willy-Brandt-Platz sind Kriminalitätsschwerpunkte. Als eine Maßnahme 
zur Stärkung der Sicherheit im öffentlichem Raum hat daher die Stadt Heidelberg als 
Ortspolizeibehörde beschlossen, in diesen beiden Bereichen nach dem Polizeigesetz eine 
Videoüberwachung einzurichten. Hierfür wurden per Beschluss des Gemeinderates vom 18.05.207 
überplanmäßige Mittel in Höhe von 122.100 Euro bewilligt. 

Während die Verwaltung an der technischen Umsetzung des Beschlusses arbeitete, kam die 
Zusage des Polizeipräsidiums Mannheim, dass die Stadt Heidelberg sich auch an dem Projekt 
„intelligente Videoüberwachung“ (Unterstützung der Videoüberwachung durch eine intelligente 
Software) beteiligen kann. Dies wurde in die Vereinbarung mit dem Innenministerium des Landes 
Baden-Württemberg zur Sicherheitspartnerschaft aufgenommen. 

Das Polizeipräsidium Mannheim ist bereit, nach erfolgreichem Projektstart in Mannheim auch die 
aktive Videoüberwachung in Heidelberg nach gleichem Vorbild zu betreiben. Dazu müssen die 
gleichen technischen Voraussetzungen geschaffen werden wie in Mannheim. Dies betrifft die 
Standorte der Kameras als auch die Art der Kameras. Projektpartner des Polizeipräsidiums 
Mannheim und der Stadt Mannheim ist das Fraunhofer Institut. Das Fraunhofer Institut wurde daher 
beauftragt, auch die Heidelberger Videokamerastandorte auf ihre Geeignetheit für intelligente 
Videoüberwachung hin zu überprüfen und gegebenenfalls Gegenvorschläge zu unterbreiten. Die 
Analyse hat ergeben, dass die ursprünglich ausgesuchten Standorte für eine flächendeckende und 
intelligente Videoüberwachung nicht in jedem Fall geeignet und die Anzahl der Kamerastandorte 
und Kameras nicht ausreichend sind. 

Derzeit wird die Realisierbarkeit der neuen Standorte, die Kosten und die rechtlichen 
Voraussetzungen überprüft. Sobald alle Zahlen und Fakten ermittelt sind, wird eine weitere Vorlage 
erstellt. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des 
Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg 

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes   
 
Nummer/n: 
(Codierung)  

+ / - 
berührt: 

Ziel/e: 

SOZ1 + Diskriminierung und Gewalt vorbeugen 
  Begründung: 

  

Durch die gesellschaftliche Entwicklung der zurückliegenden Jahre haben 
sich die objektive Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsempfinden 
verschlechtert. Die vorgeschlagenen Maßnahmen dienen der 
Zielerreichung 

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 
Keine. 

gezeichnet 
Wolfgang Erichson 
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